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Mit dem vom Bundeskabinett am 18.06.2025 verabschiedeten 

Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung des Wohnungsbaus 

und zur Wohnraumsicherung soll die Absicht der Bundesregierung 

umgesetzt werden, mittels eines sog. „100-Tage-Sofortprogramms“ 

die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Vereinfachung 

und Beschleunigung des Wohnungsbaus zu schaffen. 

Dabei sollen bekannte Instrumentarien der Befreiung  

(§ 31 Abs. 3 BauGB) und des Einfügens (§ 34 Abs. 3b BauGB) 

gelockert werden, insbesondere aber mit einer befristeten Re-

gelung in § 246e BauGB, dem sog. „Wohnungsbauturbo“ Bau-

recht für Wohnzwecke dienenden Vorhaben unter Abweichung 

von jeglichen Bindungen an das Baugesetzbuch und die Bau-

nutzungsverordnung zu schaffen. Damit wird zu einem nicht un-

erheblichen Teil der dem BauGB innewohnende Planmäßigkeits-

grundsatz aufgegeben. 

Zwar ist der Einsatz dieser Instrumentarien von der ausdrücklichen 

Zustimmung der Gemeinden abhängig, doch gilt auch hier wie 

beim Einvernehmen eine Zustimmungsfiktion und es stellt sich 

die Frage, ob und in welchem Umfang sich die Gemeinden das 

Heft des Handelns aus der Hand nehmen lassen. In vielen der 

hier angesprochenen Fällen wäre Raum für ein beschleunigtes 

Planverfahren nach § 13a BauGB. Handlungsoptionen für die 

Schaffung schnellen Baurechts bestehen bereits jetzt. Die neu-

en Optionen können jedoch nur greifen, wenn auch ein breiter 

Wille zu ihrem Einsatz besteht. 

Mit der Neueinführung des § 246e BauGB möchte die Bundes-

regierung die Erfahrungen aus dem Umgang mit Flüchtlings-

unterkünften nutzen und den Kommunen ein sehr weitreichendes 

Instrument an die Hand geben, um Baugenehmigungen für 

Wohnzwecke deutlich schneller erteilen zu können. Die Vorschrift 

sieht daher eine weitgehende Abweichungsmöglichkeit von Vor-

gaben des BauGB und der BauNVO vor. Diese Abweichungen 

sind zulässig 1. für die Errichtung von Wohngebäuden, 2. die Er-

weiterung, Änderung oder Erneuerung von genehmigten Gebäu-

den, wenn dadurch zusätzlicher Wohnraum geschaffen wird und 

3. die Nutzungsänderung zulässigerweise errichteter Gebäude 

zu Wohnzwecken. In allen diesen Fällen kann von den Vorgaben 

des BauGB, allerdings nicht von anderen öffentlich-rechtlichen 

Vorschriften, abgewichen werden. 

Voraussetzung für die Abweichung ist, wie bei der Befreiung 

nach § 31 BauGB, dass die Abweichung mit öffentlichen Belangen 

vereinbar ist und nachbarliche Belange hinreichend würdigt.  

Über die Würdigung nachbarlicher Belange wird die Einhaltung 

drittschützender Vorschriften wie des Gebotes der Rücksichtnah-

me, der Gebietserhaltung oder der Abstandsflächen sicher-

gestellt. Insofern ist die Entwicklung von Wohngebäuden auch 

in Gebieten möglich, die eigentlich gänzlich anderen Zwecken 

dienen, z.B. Gewerbegebieten. Gleichzeitig müssen die öffentli-

chen Belange geprüft werden. Einige davon greift die Vorschrift 

konkretisierend auf: Zunächst wird der kommunalen Planungs-

hoheit Rechnung getragen, indem die Abweichung nur mit 

Zustimmung der Gemeinde nach der ebenfalls neu einzufüh-

renden Regelung des § 36a BauGB erfolgen kann. Die betroffene 

Gemeinde soll die Zustimmung dabei von der städtebaulichen 

Ordnung und Entwicklung abhängig machen. Ohne Unterstüt-

zung der jeweiligen Gemeinde sind daher diese Abweichungen 

nicht möglich. Als weiterer öffentlicher Belang unter Anlehnung 

an die Regelungen des UVPG müssen die zusätzlichen Umwelt-
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auswirkungen der Abweichung geprüft werden. Die Abweichung 

ist ausgeschlossen, wenn voraussichtlich zusätzliche erhebliche 

Umweltauswirkungen mit der Abweichung verbunden wären. Es 

bleibt abzuwarten, ob in Anlehnung an die Rechtsprechung zur 

UVP die Umweltauswirkungen bereits dann als erheblich ange-

sehen werden und die Abweichung damit ausgeschlossen ist, 

wenn die Umweltauswirkungen bereits abwägungserheblich 

sind. Sofern das Wohnungsbauvorhaben der Abweichung der 

UVP-Pflicht unterliegt, ist diese entsprechend durchzuführen. 

Die Pflicht zur Prüfung einer solchen UVP-Pflicht wird durch § 

246e BauGB nicht berührt. Für den Außenbereich nach § 35 

BauGB wird die Möglichkeit der Abweichung dahingehend ein-

geschränkt, dass die Entwicklung im Zusammenhang mit  

einer bestehenden Bebauung im beplanten Bereich oder 

im Innenbereich liegen muss. Ein direktes Angrenzen ist nicht 

notwendig, jedoch muss insbesondere aus Gründen der infra-

strukturellen Anbindung eine gewisse räumliche Nähe bestehen. 

Als maximale Entfernung geht die Gesetzesbegründung von  

max. 100m aus. Die Anwendung der naturschutzrechtlichen 

Ausgleichsregelung wird ausdrücklich angeordnet, so dass in 

diesen Fällen eine entsprechende Abstimmung mit der Natur-

schutzbehörde erforderlich und ein Ausgleich zu schaffen ist. 

Über § 246e Abs. 5 BauGB wird die Möglichkeit mitgezogen, 

Anlagen für kulturelle und soziale Zwecke für die Bedürfnisse 

der Bewohner mit von der Abweichung zu umfassen. Insofern 

ist die städtebauliche Entwicklung über die Abweichung nicht  

allein auf die reine Wohnnutzung beschränkt. Die Regelung ist 

bis 2030 befristet, jedoch gilt dies nicht für die Baugenehmi-

gung. Aufgrund des späteren Umgangs mit dem Bestand bietet 

sich in der Baugenehmigung ein Hinweis auf diese Sondervor-

schrift als planungsrechtliche Grundlage an.

Die Abweichung ermöglicht eine sehr weitreichende Flexibili-

tät für die Überwindung planungsrechtlicher Vorgaben zur Be-

schleunigung von Genehmigungen für den Wohnungsbau. Der 

Erfolg der Vorschrift wird maßgeblich davon abhängen, inwieweit 

bei den Genehmigungsbehörden, ggf. im Einvernehmen mit der 

jeweiligen Gemeinde, die Bereitschaft besteht, von planungs-

rechtlichen Vorgaben abzuweichen. Auch wenn der Wortlaut 

dies suggeriert, finden über die öffentlichen Belange eine Reihe 

von Vorgaben Eingang in die Bewertung der Abweichung. Dies 

wird den Umgang in der Praxis, auch im Hinblick auf politische 

Willensbildung nicht gerade einfach machen. Als Alternative 

zu einem aufwendigen Verfahren zur Aufstellung oder Änderung 

eines Bebauungsplans stellt diese Ausnahme jedoch eine deutli-

che Beschleunigungsmöglichkeit dar.
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§ 31 BauGB regelt, unter welchen Voraussetzungen von den 

Festsetzungen eines Bebauungsplans abgewichen werden kann. 

Bislang war eine solche Befreiung zugunsten des Wohnungsbaus 

nach § 31 Abs. 3 BauGB nur in „Einzelfällen“ und ausschließlich 

in Gebieten mit angespanntem Wohnungsmarkt im Sinne des 

§ 201a BauGB möglich. Diese engen Voraussetzungen wurden 

in der Praxis zunehmend als Hemmnis für die Schaffung zusätz-

lichen Wohnraums, etwa durch Aufstockungen oder Hinterland-

bebauung, empfunden.

Mit der geplanten Neufassung des § 31 Abs. 3 BauGB soll die 

Abweichungs- und Befreiungsmöglichkeit nun deutlich erweitert 

werden: Künftig können Befreiungen auch für mehrere vergleich-

bare Fälle ausgesprochen werden. Das eröffnet insbesondere 

bei Vorhaben im Bestand, wie etwa Aufstockungen von Wohn- 

häusern, Anbauten oder Bauen in zweiter Reihe, neue Möglich-

keiten zur Nachverdichtung, ohne dass die Änderung des Bebau-

ungsplans erforderlich ist. Die Befreiungsmöglichkeit ist dabei 

nicht mehr auf angespannte Wohnungsmarktgebiete beschränkt, 

sondern grundsätzlich im gesamten Bundesgebiet anwendbar. 

Damit wird es auch kleineren Kommunen oder Gemeinden ohne 

entsprechende Verordnungsermächtigung ermöglicht, zusätzliche 

Spielräume zur Schaffung von Wohnraum zu nutzen.

Voraussetzung bleibt die Zustimmung der Gemeinde, auch wenn 

sie selbst Bauaufsichtsbehörde ist. Die Gemeinde erteilt die 

Zustimmung, wenn das Vorhaben mit ihren Vorstellungen von der 

städtebaulichen Entwicklung und Ordnung vereinbar ist, § 36a 

Abs. 1 BauGB. Sie kann ihre Zustimmung unter der Bedingung 

erteilen, dass der Vorhabenträger sich verpflichtet, bestimmte 

städtebauliche Anforderungen einzuhalten. Die Gemeinde kann 

ferner der betroffenen Öffentlichkeit vor der Entscheidung über 

die Zustimmung Gelegenheit zur Stellungnahme zu dem Antrag 

innerhalb angemessener Frist geben, höchstens jedoch inner-

halb eines Monats. Anders als beim Einvernehmen besteht auf 

die Erteilung der Zustimmung grundsätzlich kein Rechtsanspruch 

und die Zustimmung kann nicht durch die höhere Verwaltungs-

behörde ersetzt werden.

Weiterhin muss die Befreiung auch unter Würdigung nachbar-

licher Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar sein. 

Neu ist allerdings, dass diese Vereinbarkeit zusätzlich daran 

geknüpft wird, dass keine erheblichen zusätzlichen Umweltaus-

wirkungen zu erwarten sind. Die Kriterien zur Prüfung gibt Anlage 

2 zum BauGB vor. Die Gemeinden müssen außerdem jede erteilte 

Befreiung öffentlich zugänglich machen, sowohl zur Einsicht vor 

Ort als auch im Internet. Die Neuregelung bietet insgesamt mehr 

Flexibilität für Bauvorhaben im Geltungsbereich eines Bebau-

ungsplans und erleichtert in vielen Fällen Abweichungen über die 

bisherigen Befreiungsmöglichkeiten hinaus.

Mehr Wohnraum durch neue 			 
Befreiungsmöglichkeiten vom Bebauungsplan
(§ 31 Abs. 3 BauGB)
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In der praktischen Umsetzung empfiehlt es sich, frühzeitig den 

Dialog mit der Gemeinde zu suchen, wenn ein Wohnbauvorhaben 

von den Festsetzungen eines Bebauungsplans abweicht, aber 

unter die erweiterten Voraussetzungen des § 31 Abs. 3 BauGB 

fallen könnte. Denn eine Befreiung ist nur mit Zustimmung der 

Gemeinde möglich. Zusätzlich zu den bekannten öffentlichen Be-

langen muss nun auch geprüft werden, ob durch das Vorhaben 

erhebliche zusätzliche Umweltauswirkungen zu erwarten sind. 

Grundlage hierfür ist die Anlage 2 zum BauGB, die entsprechende 

Prüfkriterien vorgibt. Auch dieser Aspekt sollte in der frühzeitigen 

Abstimmung mit der Gemeinde berücksichtigt werden.

Für Gemeinden bietet die Neuregelung die Möglichkeit, Wohn-

bauvorhaben ohne aufwendige Planänderung zuzulassen und 

gleichwohl ihr wichtige städtebauliche Anforderungen einzufor-

dern. Insbesondere bei Vorhaben, durch die mehrere Wohnungen 

entstehen, kann dies beispielsweise auch eine Verpflichtung des 

Vorhabenträgers zur Einhaltung der geltenden Förderbedingun-

gen der sozialen Wohnraumförderung für alle oder einen Teil der 

Wohnungen sein. Die Zustimmung könnte überdies unter der 

Bedingung erteilt werden, dass mit dem Vorhaben ganz oder teil-

weise Wohnbedarfe von Bevölkerungsgruppen mit besonderen 

Wohnraumversorgungsproblemen gedeckt werden. In diesem 

Zusammenhang sind auch Vorgaben zur Barrierefreiheit möglich. 

Ebenfalls möglich ist es, dass sich der Vorhabenträger zu einer 

angemessenen Kostenbeteiligung für die Schaffung von Anlagen 

der sozialen und kulturellen Infrastruktur verpflichtet.

Auch wenn § 34 BauGB meist einen deutlich größeren Spielraum 

bietet als von vielen Beteiligten gedacht, stoßen Wohnbauvorha-

ben dort insbesondere bei den Kriterien „Maß der baulichen Nut-

zung“ und „überbaubare Grundstücksfläche“ an ihre Grenzen, da 

es z.B. auch für die Aufstockung eines Wohngebäudes zur Errich-

tung einer weiteren Wohneinheit in der näheren Umgebung ein 

Vorbild geben muss. Gleiches gilt für die Errichtung eines se-

paraten Wohngebäudes in rückwärtigen Grundstücksbereichen, 

obgleich viele Blockinnenbereiche ausreichend Platz bieten.

Die beabsichtigte Neufassung von § 34 BauGB soll dies – mit 

Zustimmung der Gemeinde – in Zukunft ermöglichen. Hierzu 

dient zum einen, dass in § 34 Abs. 2 BauGB auf die nunmehr 

gegebenen Befreiungsmöglichkeiten in § 31 Abs. 3 Satz 1 

BauGB verwiesen wird. Danach könne mit Zustimmung der Ge-

meinde auch in mehreren vergleichbaren Fällen zugunsten von 

Wohnbauvorhaben Befreiungen erteilt werden.

Entspricht die nähere Umgebung keinem der Baugebiete der 

BauNVO, findet § 34 Abs. 2 BauGB keine Anwendung. Auch dort 

wird eine vergleichbare Bebauungsmöglichkeit über den neu 

geplanten § 34 Abs. 3 b BauGB geschaffen. Mit Zustimmung 

der Gemeinde kann in mehreren vergleichbaren Fällen ein Über-

schreiten des vorhandenen Rahmens zugelassen werden, wenn 

dies u.a. unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit öffentli-

chen Belangen vereinbar ist.

Die vorgenannten Regelungen verdeutlichen, dass es zwar 

einerseits bald möglich sein soll, Wohnbauvorhaben mit größe-

ren Grundflächen, zusätzlichen Vollgeschossen oder größeren 

Gebäudehöhen zuzulassen oder aber auch separate Gebäude 

in bislang gärtnerisch genutzten Freiflächen der Wohnblöcke zu 

errichten. Da es jedoch in der Praxis sehr häufig Konstellationen

gibt, in denen Wohnbauvorhaben auf Grundlage von § 34 BauGB 

städtebaulich zwar erwünscht sind, diese jedoch nur durch 

Größere Bebauungsmöglichkeiten für 		
Wohngebäude auch im unbeplanten 		
Innenbereich (§ 34 BauGB)
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Aufstellung eines Bebauungsplanes ermöglicht werden können 

(für den Gemeinden oftmals keine hohe Priorisierung haben), ist 

die Neuregelung für alle Beteiligten ein erfreulicher Schritt, um 

derartige Bauvorhaben nunmehr „unkompliziert“ zu ermöglichen.

Die Neuregelung wird mit Zustimmung der Gemeinde viele 

Wohnbauvorhaben ermöglichen. Wichtig wird es nur sein, hierbei 

zu prüfen, ob die zugelassene Überschreitung des vorhandenen 

Rahmens zu einer Nachbarrechtsverletzung (Gebietserhaltungs-

anspruch, Gebot der Rücksichtnahme) führen kann.

Werden Vorhaben über die neu eingeführten Regelungen ermög-

licht, prägen diese „völlig normal“ die nähere Umgebung, so dass 

sich der Bauherr bei weiteren Bauvorhaben „auf sich selbst“ 

berufen kann. Ebenso haben angrenzende Nachbarn dann auch 

ohne die Neuregelung über § 34 Abs. 1 BauGB die Möglichkeit, 

vergleichbare Bauvorhaben (auch gewerbliche Nutzungen) zu 

errichten.

Weniger beachtet werden in der beginnenden Diskussion 

über den Gesetzesentwurf einige Vorschriften, die sich mit 

der Bewältigung der Lärmproblematik bei der Aufstellung 

von Bebauungsplänen insbesondere in verdichteten Innenbe-

reichen beschäftigen. Bisher sind die Planungsmöglichkeiten 

der Gemeinde in Gemengelagen zwischen emittierenden Ge-

werbenutzungen und schutzbedürftiger Wohnnutzung dadurch 

beschränkt, dass die Gemeinden bei der Planung von Wohnbe-

bauung oder auch von an die Wohnbebauung heranrückenden 

gewerblichen Nutzungen an die Werte der Technischen Anlei-

tungen Lärm (TA Lärm) gebunden sind (vgl. BVerwG, Urteil vom 

29.11.2012 – 4 C 8/11).  Die Vorschrift der Ziff. 6.7 TA Lärm 

über die Zwischenwertbildung in Gemengelagen führt in vielen 

Fällen nicht zu belastbaren Ergebnissen. Dem will der Gesetz-

geber durch eine Neuregelung des § 9 Abs. 1 Nr. 23 lit. a BauGB 

begegnen. Danach soll in einem Bebauungsplan zum Schutz 

vor schädlichen Umwelteinwirkungen festgesetzt werden kön-

nen, dass bestimmte Werte zum Schutz vor Geräuschimmis-

sionen oder bestimmte Geräuschemissionskontingente nicht 

überschritten werden dürfen, wobei in begründeten Fällen 

Abweichungen von der technischen Anleitung Lärm zulässig sind.
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Diese Regelung hat das Potenzial, die Planung von Gemenge-

lagen deutlich zu erleichtern: Sie führt zum einen unter dem 

Stichwort Geräuschimmissionen dazu, dass in einem Bebau-

ungsplan festgesetzt werden kann, dass in einem neu geplanten 

Wohngebiet nicht die hierfür von der TA Lärm in Ziff. 6.1 vorge-

sehenen Beurteilungspegel, sondern höhere Pegel einzuhalten 

sind. Macht die Gemeinde von dieser Möglichkeit Gebrauch, ver-

stößt die Planung nicht gegen das planungsrechtliche Gebot der 

Rücksichtnahme.  Zum anderen ermöglicht die Vorschrift eine 

Kontingentierung der Geräuschemissionen, ohne dass hierfür die 

Voraussetzungen des § 1 Abs. 4 BauNVO vorliegen müssten. Die 

Gemeinde kann daher in einem Bebauungsplan Kontingente für 

Geräuschemissionen auch dann festsetzen, wenn weder im Gel-

tungsbereich des Bebauungsplanes noch innerhalb des Gemein-

degebietes ein Gewerbe- bzw. Industriegebiet vorhanden ist, in 

dem es keine Emissionskontingente gibt. In dem ebenfalls neu 

einzufügenden § 216a BauGB sollen die Rechtsfolgen geregelt 

werden, wenn sich der Bebauungsplan mit Festsetzungen nach 

§ 9 Abs. 1 Nr. 23a BauGB im Nachhinein als unwirksam erweist. 

Hier begründet der Gesetzgeber für diejenigen, die auf die Pla-

nung vertraut haben, einen (eingeschränkten) Bestandsschutz.

PRAXISHINWEIS

Die Bedeutung der vorstehend beschriebenen geplanten Ände-

rungen sollte nicht unterschätzt werden. Sie enthält Lösungs-

möglichkeiten für Immissionskonflikte, die nach aktuellem Recht 

mit den Mitteln des Bauplanungsrechtes nicht in den Griff zu 

bekommen waren. Die Vorschriften kompensieren damit teil-

weise auch den Umstand, dass bisher in einem Bebauungsplan 

passiver Schallschutz nicht zur Lösung des Immissionskonfliktes 

zwischen Gewerbelärm und Wohnen eingesetzt werden konnte, 

da dieser nicht den Vorgaben der technischen Anleitungen Lärm 

(TA Lärm) entsprach. Dies ändert sich jetzt.
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